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Anlage 4

Vorlage des Erweiterten Evangelischen Oberkirchenrats

an die Landessynode der Vereinigten Evang . protestantischen Landeskirche Badens

im Juni 1932 .

Entwurf eines kirchlichen Gesetzes .

Die Besoldungsverhältnisse der kirchlichen Bediensfeten befr .

Die Landessynode hat als kirchliches Gesetz beschlossen , was folgt :

Artikel 1

Die Landessynode hat gemäß 5 120 Abs . 2 KV dem vom Erweiferten Evang . Oberkirchenrat er -

lassenen vorläufigen kirchlichen Gesetz ,

die Besoldungsverhältnisse der kirchlichen Bediensfeten betr . , vom 13 . Dezember 1951

( VBl . S. 60)

zugestimmt . Artikel 2

Das vorläufige kirchliche Gesetz wird hiermit als endgülfig verkündet .

Karlsruhe ,den 1952 .

Der Landesbischof :

Geseftzesfexf :

Die Besoldungsverhälinisse der kirchlichen

Bediensteten befr .

Der Erweiferte Evang . Oberkirchenrat hat ge -

mäß § 120 KV als vorläufiges kirchliches Gesetz

beschlossen , was folgt :

8 1

1. Die in 8 1 Absatz 1 des kirchlichen Gesefzes

vom 19 . 7. /24 . 10 . 1951 ( VBl . S. 45/58 ) gewährfe

Zulage zu dem Grundgehalt ( Grundvergütung !
und zu den ruhegehaltsfähigen Stellenzulagen
wird mit Wirkung vom 1. Februar 1952 von 15

vom Hundert auf 20 vom Hunderf erhöht .

2. Der nach 8 1 Absatz 2 des genannten Ge -

setzes gewährte besondere Zuschlag wird Wwei - ⸗

tergewährt .
3. Die nach vorstehendem Absatz 1 zur Aus -

zahlung kommende Zulage und der besondere

Zuschlag in vorstehendem Absatz 2 sind mit

Wirkung ab 1. Februar 1052 ruhegehalfsfähig .

92

1. Die nach 8 1 Absafz 3 des kirchlichen Ge -

sef2zes vom 19 . 7. /24 . 10. 1951 ( VBl . S. 45/58 ) ange -

rechnefe Sonderzulage und die nach dieser Ge -

sefzesbesfimmung den Beamtfen gewährfe Teue -

rungszulage fallen mit Wirkung ab 1. Februar

1952 Weg .

2. Soweit die bis jetzt gezahlte Zulage von

15 vom Hundert und die seitherige Teuerungs -

zulage zusammen höher sind als die Zulage von

20 vom Hundert , wird der Unterschiedsbefrag
als besondere nicht ruhegehalfsfähige Zulage

weifergewährt , bis er durch Erhöhung der Ge -

samfbezüge ausgeglichen ist .
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1. Die Bezüge der Versorgungsempfänger
( Empfänger von Ruhegehalt , Witwen - und Wai⸗

sengeld ) werden mit Wirkung ab 1. Februar 1052

in der Weise festgesefzf , daß die der Berechnung
der ruhegehalfsfähigen Dienstbezüge zu Grunde

liegenden Grundgehälfer und Stellenzulagen um

20 vom Hundert erhöhf werden

2. In den Fällen , in denen das Witwengeld
der Pfarrwiwen auf den Mindestbetrag von
160 DM erhöhf worden isf ( VBI. 1949 S. 10) , wird

zu den jefzigen Bezügen mit Wirkung vom 1. Fe -

bruar 1952 an ein Zuschlag gewährf von 5 aus

dem Teil des Witwengeldes , der aus dem Grund -

Be grũ

Als die Landessynode in ihrer Sitzung vom

24 . Oktober 1951 dem vom Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat erlassenen vorläufigen kirch -

lichen Gesefz , die Besoldungsverhälfnisse der

kirchlichen Bediensfefen betr . , vom 19. Juli 1951

( VBl . S. 45) , ihre Genehmigung erfeilfe , wurde

bekannf , daß in gleicher Höhe wie die Gehälfer

der Bundesbeamten auch die Gehälter der Lan -

desbeamtfen , und zwar lefztere mit Wirkung vom

1. August 1951 , eine weifere Verbesserung da -

durch erfahren , daß die nichf ruhegehalfsfähige
Zulage zum Grundgehalf von 15 auf 20 er —

höhf wurde . Die Landessynode glaubte aber im -

mer wieder , mit Rücksichf auf die wirftschaftliche
Grundvergütung von 20 erhalfen , bringt das

Lage der Landeskirche , vorerst bei der ab 1. Juli

1951 gewährfen Zulage von 15 stehen bleiben

zu müssen , haf aber zum Ausdruck gebraächt ,
daß , sobald die Finanzen der Kirche dies erlau -

ben , in entsprechender Weise wie bei den Be -

diensteten des Staafes die Zulage von 15 auf

20 erhöht werden soll . Dem Erweiferten Evang .
Oberkirchenraf wurde die Ermächtigung erteilf ,
zur gegebenen Zeit durch vorläufiges kirchliches

Gesetz das Erforderliche zu veranlassen .

Bereifs in dem vom Württ . - Bad . Landfag un -
term 3. Oktober 1951 zugestimmfen Beschluß des

Minisferrats vom 7. 8. 1951 ist endlich auch vor⸗

gesehen , daß die Versorgungsbezüge , also Ruhe -

gehälter , Witwen - und Waisengelder ab 1. Au —

gust 1951ͤ um 12 erhöhf werden . Diese Maß -

nahme isf schließlich auch noch durch beson -

deres staafliches Gesefz vom 3. Dezember 1051

angeordnet worden . Dieses staafliche Gesefz legt
ferner fest , daß diese Erhöhung um 12 % ab

1. Oktober 1951 wegfällt , und daß von diesem

Zeitpunkt ab die Versorgungsbezüge ( Ruhege -
half , Witwen - und Waisengeld ) der Landesbe -

amfen bzw . deren Hinterbliebenen in der Weise

festgesefzft werden , daß die der Berechnung der

ruhegehalfsfähigen Dienstbezüge zu Grunde lie -

genden Grundgehälfer und Sfellenzulagen um

20 “ erhöhf werden . Hier ist die Kirche dem

Staatf feilweise vorausgegangen , indem sie in

dem erwähnfen kirchlichen Gesefz vom 19. 7 . “

24 . 10 . 1951 bereits mit Wirkung ab 1. Juli 1951

gehalt und der Stfellenzulage des Geisflichen be -
rechnet isf

3. Die sich hiernach ergebende Erhöhung
gegenüber dem Stand vom 30 . Juni 1951 beträgt
für das Ruhegehalt und das Witwengeld min -
destens monaflich 20 DM .

8 4

Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem

Vollzug des Gesetzes beauftragt .

Dieses Gesetz wird hiermif verkündef .

Karlsruhe , den 13. Dezember 1951 .

Der Landesbischof :

D. Bender .

ndung :

den Versorgungsempfängern eine entsprechende

Erhöhung ihrer Bezüge wie den akfiven Be-

diensteten gewährft haf . Diese kirchlicherseits

vorgenommene Erhöhung errechnet sich auf 13 “ .

Das genannfe württ . - bad . Gesefz vom 3. 12
1951 besfimmt ferner , daß der Wweifergewährfe be -

sondere Zuschlag ( vergl . § 1 Abs . 2 des kirch⸗

lichen Gesefzes vom 19 . 7. /24 . 10. 1951 ) und die

Zulage von 20 wie bei den Bundesbeamfen ab

1. 10. 1951 ruhegehaltsfähig sind .

Nachdem die Angesfellten der Landeskirche

nach dem kirchlichen Gesetz vom 19. 7. /24 . 10

1951 bereits seif 1. Juli 1951 eine Zulage zur

vom Erweiferten Evang . Oberkirchenrat be⸗

schlossene vorläufige kirchliche Gesefz vom

13 . Dezember 1951 mit Wirkung ab 1. Februar

1952 für die Geisflichen und Beamtfen der Lan -

deskirche sowie für die Empfänger von Versor —

gungsbezügen ( Ruhegehalt , Witwen - und Wai⸗

sengeld ) die Angleichung an die für die Bundes -

und Landesbeamfen nach Vorstehendem bereits

seit längerem bestehende Regelung . Die Ver —

sorgungsbezüge der Geisflichen und Beamten

der Landeskirche und ihrer Hinferbliebenen er -

höhen sich hierdurch im Endergebnis staft um

seither 13 àab 1. 2. 1052 im Miftel um rund 18 V.

Die Maßnahme nach 8 2 Ziff . 1 des Gesetzes

ist ebenfalls analog den für die Bundes - und Lan -

desbeamfen geltenden Bestimmungen getroffen .
Der Aufwand für die Erhöhungen nach dem

Gesetz beträgt jährlich rund 320 000 DM .

Das vorläufige kirchliche Gesefz vom 153. De -

zember 1951 gewährf den Geisflichen und Be -

amfen der Landeskirche und den Empfängern
von Versorgungsbezügen , wie schon ausgeführt ,
àab 1. Februar 1052 die gleichen Erhöhungen ihrer

Bezüge , wie sie bislang den Beamten des Bundes

und des Landes zuteil geworden sind . Ange -
sichts der befriedigenden Entwicklung der Finan -

zen der Landeskirche glaubte der Oberkirchen -

raft und der Erweiterte Evang . Oberkirchenrat ,
daßb diese Maßnahme nunmehr von dem ge -
nannten Zeitpunkt ab getroffen werden kann .
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